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8087 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Justizausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 11. März 2009 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Jurisdiktionsnorm, das Einführungsgesetz zur Zivilprozessordnung, die 
Zivilprozessordnung, das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, das Außerstreitgesetz, die 
Exekutionsordnung, die Konkursordnung, das Gerichtsorganisationsgesetz, das 
Rechtspflegergesetz, das Gebührenanspruchsgesetz, das Sachverständigen- und 
Dolmetschergesetz, das Gerichtsgebührengesetz und das Mietrechtsgesetz geändert 
werden (Zivilverfahrens-Novelle 2009 – ZVN 2009) 

Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates trägt dem Umstand Rechnung, dass die Verordnung Nr. 
1896/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zur Einführung eines 
Europäischen Mahnverfahrens ab 12. Dezember 2008 unmittelbar anwendbar ist. Mit dem Europäischen 
Mahnverfahren wurde erstmals ein eigenständiges europäisches Verfahren geschaffen, das zur Schaffung 
eines Titels führt, der ohne Exequaturverfahren in jedem Mitgliedstaat vollstreckbar ist. 
 
Die Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 zur 
Einführung eines europäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen ist ab 1. Jänner 2009 
unmittelbar anwendbar. Mit dem Europäischen Bagatellverfahren wurde nach dem Europäischen 
Mahnverfahren ein weiteres eigenständiges europäisches Verfahren geschaffen, das zur Schaffung eines 
Titels führt, der ohne Exequaturverfahren in jedem Mitgliedstaat vollstreckbar ist. Im Unterschied zum 
Europäischen Mahnverfahren, das der Betreibung unstrittiger Forderungen dient, wurde damit ein 
streitiges und den gesamten erstinstanzlichen Bereich regelndes Verfahren zur Durchsetzung von 
Forderungen bis zu einem Streitwert von 2 000 Euro geschaffen. 
 
Der vorliegende Beschluss enthält zu den beiden Verordnungen ergänzende Regelungen. 
 
Darüber hinaus enthält er Regelungen zur Zweiseitigkeit des Rekursverfahrens, eine Anpassung der 
Bestimmungen über das bestandrechtliche Mandatsverfahren („Aufkündigung“) an die mit der 
Wohnrechtsnovelle 2006 erfolgte Wirksamkeitsverschiebung von verspätetet zugegangenen 
Kündigungen, die Übertragung der Zuständigkeit zur Erlassung bestimmter einstweiliger Verfügungen im 
Unterhaltsbereich an den Rechtspfleger, Verbesserungen im Zugang zum Recht für gehörlose Parteien, 
im Sachverständigen- und Dolmetscherrecht Erleichterungen im Gebührenbestimmungsverfahren, eine 
Verkürzung der Eintragungsfrist in die Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscherliste sowie 
weitere Änderungen von Justizgesetzen. 
 
Der Justizausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 24. März 
2009 in Verhandlung genommen. 
 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Günther Kaltenbacher, welcher anschließend auch zum 
Berichterstatter für das Plenum gewählt wurde. 
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Der Justizausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 24. März 2009 mit Stimmeneinhelligkeit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2009 03 24 

 Günther Kaltenbacher Monika Kemperle 
 Berichterstatter Vorsitzende 


